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Gerhard Hess:
Bau gegen Bevorzugung von Kapitalgesellschaften
(bbiv) München. Betriebswirtschaftlich verständlich, aber ordnungspolitisch verfehlt nennt der Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes, Gerhard Hess, die Zustimmung von Kapitalgesellschaften zur Steuerreform der Bundesregierung. Hess wörtlich: „Wenn etwa der Vorstandsvorsitzende der Allianz, Herr Schulte-Noelle, die geplante Steuerfreiheit für Veräußerungsgewinne von Kapitalgesellschaften lobt, dann vertritt er die Interessen seines Hauses. Das ist seine Aufgabe. Wenn er argumentiert, absolute Gerechtigkeit gebe es im Steuerrecht nicht, dann hat er Recht. Ordnungspolitisches Ziel der Steuerreform kann und muss aber eine weitgehende Chancengerechtigkeit sein. Und die wird bei der Steuerfreiheit für Veräußerungsgewinne von Kapitalgesellschaften noch nicht einmal gewollt.“

Laut Hess hat der Bau, Paradebeispiel für die mittelständische Struktur der deutschen Wirtschaft, keinerlei Verständnis für eine steuerpolitische Bevorzugung von Kapitalgesellschaften, für die unter dem Strich andere gerade stehen müssen. Wenn die Steuerreform wirklich Maßstäbe setzen wolle, dann müsse sie konsequent auf Mogelpackungen verzichten:

Fallen müsse die Begünstigung der Großkonzerne durch die Steuerfreiheit für Veräußerungsgewinne von Kapitalgesellschaften. Denn sie be​nachteilige den gesamten Mittelstand, von dem aber gleichzeitig erwartet werde, als Motor des Wachstums zu dienen.

Ein völlig falscher Ansatz sei das neue Halbeinkünfteverfahren. Denn es summiere Körperschafts- und Gewerbesteuer sowie persönliche Einkom​menssteuer mit ihren progressiven Tarifen. Dadurch steige die Steuerlast für kleine und mittlere Anleger gegenüber dem bisherigen Vollanrechnungsverfahren spürbar.

Absolut unsinnig sei schließlich der komplizierte Notbehelf, Personengesellschaften die Option auf Versteuerung wie eine Kapitalgesellschaft einzuräumen. Denn dies führe, wie auch das Bundesfinanzministerium einräumt, für eine Vielzahl von Personengesellschaften zu einer Verschlechterung gegenüber dem bisherigen Besteuerungssystem.

Hess: „Die vom Bund vorgestellte Steuerreform ist ordnungspolitisch verfehlt und darf so nicht umgesetzt werden. Chancengerechtigkeit entsteht nur durch ein einfaches und transparentes Steuerwesen. Maßstab ist der Satz „Ein Drittel für den Staat muss reichen“. Nur so entsteht die Akzeptanz, die den Standort stärkt und Steuerflucht verhindert.“
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